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Katholiken iIm Vorwa  ampf
Dıie diesjährıge Frühjahrsvollversammlung des Zentral- dung der Termine un die erwartenden Folgen hinwies,
komitees der deutschen Katholiken Maı 1ın wurde dieses VO Präsıdenten ZW ATl ErMUN(TeETT, den gle1-
Bonn/Bad Godesberg hatte eın ungewöhnlich dichtes chen Sachverhalt auch bei Anwesenheit des Kardıinals VOI-

Programm. Sıe tand eher ungewöhnlıchen Begleit- Zutragen, aber dazu kam N nıcht. Und die betont WelI-

umständen un stand viereinhalb Monate VOTLT der bende Freundlichkeit be1 der Begrüßung eınes ‚„‚seltenen
Wahl erwartungsgemäß 1mM Zeichen des beginnenden Vor- Gastes‘‘, des Sekretärs der Bischofskonferenz, zeıigte, dafß
wahlkampftes. Neben eıiner umfangreichen auf das Thema der VO  — der Synode beschlossenen und U allmäh-

ıch Gestalt annehmenden Gemeıinsamen Konterenz ZW1-Freiheit un sıttlıch-soziale Verantwortung konzentrier-
ten Erklärung ZUuU!r Wahl verabschiedete das ZdK Je eine schen Bischofskonfterenz un! Zentralkomitee ber de-
tamilienpolitische un! eıne schulpädagogische bzw. bıl- IenNn Geschäftsordnung ın Godesberg ebentalls beraten

wurde un! weitgehender Koordination der beider-dungspolitische Stellungnahme, VO  w denen VOIL allem letz-
tere nach Inhalt un! Aussageform wenıgstens ebenso be- seıtiıgen Infrastrukturen das nötige Abstimmung
deutsam War W1e€e die politische Erklärung ZUr Wahl ber un Einvernehmlichkeit och nıcht erreicht 1St
die Vollversammlung stand 1n zeıitliıcher Konkur- Dem Außenstehenden bot die MaAassıve Häufung VO  .

IeNnz ZU öftentlichen Aufttreten der Bischofskonterenz. Stellungnahmen katholischer Spitzengremien innerhalb
War wurde die Bedeutung gerade dieser Vollversamm- VOIl wenıgen Tagen freilich die relatıv seltene Möglıiıchkeıt,
lung durch ine programmatısche ede des Vorsitzenden die Posıtionen der ottiziellen bundesdeutschen katholi-
der deutschen Bischofskonferenz, Kardınal Döpfner, VOT schen Gremien insbesondere Fragen VO  $ politischem
dem Zentralkomitee herausgestellt, aber erst Tag VOIL-

her WAar ıne Lawıne VO  e Erklärungen der Bischots-
Interesse insgesamt kennenzulernen.

konferenz (die 5S0S Grundwerte-Erklärung — vgl ds
Helit, 26/ un! nıcht wenıger als dreı verschiedene Er- Schartfe IN an der Rechtspolitik
klärungen ZU novellierten 6218 des Strafgesetzbuches) der sozlallıberalen Koalıtion
veröffentlicht worden, un! Kardınal Döpfner hatte diese
Dokumente, verbunden mMIıt eıner dıe Grundaussagen VeI- Daß die Meınungen der beiden Gremien selbst in politi-
schärtenden Stellungnahme, VOT der Bundespressekonfe- schen Fragen tast iıdentisch sınd, zeıigte VOTLT allem die bei-
Ienz vorgestellt. derseitige nochmalıge scharte Kryıitik der Rechtspolitik
Da ın der Bundesrepublik Verlautbarungen der Bischots- der soziallıberalen Koalıtion, speziell der Novellierung
konferenz ımmer och eher aut Interesse stoßen als iınhalt- des Abtreibungsstrafrechts un! Ehescheidungs-

recht. och einmal wurde VO beiden Gremien wieder-ıch noch bedeutsame oder diskutable Erklärungen -
derer katholischer oder kırchlicher Gremıien, ınsgesamt holt, W 4S iıhre Sprecher bereıts bei der Verabschiedung des
aber die Aufmerksamkeit ötfentlichen Aussagen AUuUS Abtreibungsstrafrechts ohne Wenn un! ber eI-

klärt hatten: INnan werde sich Miıt dem Recht nıemalsdem Raum der Kırche nachgelassen at; hatte dieses nT1-
mıng“‘ ZUr Folge, daß ZW AAal die Erklärungen der Bischots- abfinden und Kardınal Döpfiner VOTL der Bundespres-
konferenz eiınen gewissen Resonanzboden in den publizı- sekonterenz in dieser Haltung WIıisse INnan sıch „eEINIg mıt
stischen Medien fanden, wichtige Aussagen des Zentral- dem apst und allen Bischotskonterenzen der Welt‘‘
komitees, vor allem das sehr entschiedene un! nachden- ach Kardıinal Döpfner 1Sst dıe Novellierung des 6218 das
kenswerte Papıer ber schulische Erziehung 1n der gravierendste Beispiel für solche Bereiche, 1ın denen das
Berichterstattung, jedenftalls 1n der überregionalen Presse Wert- un Normbewußtsein unserer Gesellschaft in Ver-
tast völlig unterging. Als eın Mitglied des ZdK ın eiıner wırrung geraten drohe „Wır unterstellen den Abge-
och trühen Phase der Diskussion aut diese UÜberschnei- ordneten, die dafür verantwortlich siınd, keineswegs, s1€e
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hätten durch die weitgehende Straifreistellung der Abtrei- schaftspolitischen Bedeutung nıcht gerecht wiırd. Mıt el-
bung bewußt die Wuürde des menschlichen Lebens Nner Ehe, die auf Lebenszeıt geschlossen wırd diese ‚, We-
schlechthin 1n rage stellen wollen. ber ıhre Entschei- sensaussage‘‘ über die Ehe wurde nıcht zuletzt auft
dung erschüttert, auch wenn sS1e das nıcht beabsichtigt ha- kırchliche Vorstellungen hın iın das Gesetz aufgenom-
ben, das Fundament uUuNseICSs Rechtsstaates, zerstort das Inen sıch die Durchsetzung der Scheidung Se1-
sıttlıche Bewußfßtsein vieler Bürger un! macht die Gesell- tens eines Partners ach drei Jahren Trennung nıcht. iıne
schaft unmenschlicher. Das Bestreben, dadurch Frauen ın solche „„Fristenautomatıik“‘ mındere den Schutz VO Ehe
Kontlikttällen helfen, wırd nıcht menschlichem Glück un:! Famiıulie als Instıtution ın eınem tür die Gesamtgesell-
dienen, sondern tür Leid un:! UnglückIt- schaft unerträglichen Maße Sıe helte gefahrdeten AaM1-
lıch - sein.“‘ Gedankengleich, aber 1m Ton och lıen nıcht un: führe Not ast gleich urteilte
schärter tormulierte der Präsident des ZdK, Kultusminıi- Bernhard Vogel Er wıederholte seıne Vorbehalte, die 8
sSter Bernhard Vogel, in seiınem ‚„Bericht Z Kage; miıt bereits unmıttelbar ach der endgültigen Verabschiedung
dem die Vollversammlung des ZdK eröffnet worden Wl : des Gesetzes durch den Bundesrat tormuliert hatte: TIrotz
„ Wır Katholiken können un! werden kein (Gesetz hın- der VO Bundesrat durchgesetzten Verbesserungen sel das
nehmen, das die tragenden Grundlagen uNseIcs Rechts ZdK VO (jesetz enttäuscht. Dıie erreichten Ver-
verletzt oder doch erheblich ın Zweıtel zieht. Unsere Be- besserungen könnten nıcht darüber hınwegtäuschen, ‚„dafß
fürchtung, daß be] Teıilen der Bevölkerung das Rechtsbe- die Fristenautomatik die Auflösung der Ehe einselt1ig in
wußtseıin für die Unantastbarkeit menschlichen Lebens das Belieben jedes Ehegatten stellt und dadurch nıcht NULr

geschwächt wiırd, hat sıch mehr und mehr verstärkt. Dıe der staatlıch gebotene Schutz für Ehe un: Famiuıulie weıtge-
weitgehende Straffreistellung wırd schon öffentlich als hend aufgehoben, sondern auch die Ehe als Lebensge-
Recht auf Abtreibung verstanden und Ärzte un! Kran- meıinschaft abgewertet wiırd“‘“‘. In der Diskussion ZU Be-
kenhausträger, die sıch dieser Auffassung wıdersetzen, richt VO Vogel tielen och weıt schärtere Formulierun-
(werden) als Kräfte hingestellt, die abtreibungswilligen sCH An Fristenautomatik und Verstofßungsprinzıp
Frauen ıhr angeblıch Recht verweıigern.“‘ scheinen sıch VOT allem Jurısten testzubeißen.
Und wenı1gstens ebenso entschieden urteilen die Bischöte
in ıhrem ‚‚Pastoralen Wort‘‘ die Katholiken: ‚„Der Staat
hält sıch nıcht mehr verpiflichtet, Leben un Würde des Argumente von zu uberdenken
Menschen 1m notwendigen Umfang auch stratrechtlich
schützen. Dıiese Regelung erschüttert das Fundament - IDZ sich ; die Kritik ın beiden Fällen 1M Falle des $ 218

Rechtsstaats, s1e zerstort das sıttlıche Bewußtsein WwW1e€e 1mM Falle des Scheidungsrechts verabschiedete un
Bürger un:! macht die Gesellschatt nıcht menschli- ın Kraft getrretene Gesetzgebungen richtete, 1St diese Kritik

cher, sondern unmenschlicher.“‘ Der veränderte 0218 sel aum den Ma({fßstäben der Vorwahlkampfzeit 1I1C65-
eın „verhängnisvoller Rückschritt 1n der Entwicklung des sCcNmMN. Sıe kann DUr den Sınn haben, die Dıiskussion ber die
sıttlıchen un! rechtlichen Bewulfßstseins‘“. Menschen maß- dazugehörigen Sachfragen tortzuführen un! das Bewulfßst-
ten sıch das Recht A ber Menschen bestimmen, eın seın VO  ; den davon mıtbetrotfenen Grundwerten Recht
Leben tür schutzwürdig erklären, eın anderes nıcht. auf Leben hıer, Schutz der Ehe dort wachzuhalten. Daß
Damıt sel der Antang gemacht, Wert und Würde des Men- sıch der katholische Wäiähler and der Art,; WwW1e die Par-
schen manıpulieren. Der mangelnde Schutz für das tejlen der sozıuallıberalen Koalıtion gerade ın iıhrer Rechts-
geborene könne dazu tühren, daß künftig auch ber das polıtık mıt soz1ıal-ethischen Grundwerten umsSsCcSanschl
geborene Leben willkürlich verfügt wiırd. Und in ıhren sınd, seın Wahlurteil bılden soll,; wırd nıcht ausdrück-
„Empfehlungen für Seelsorger un! Religionslehrer‘“‘ erın- ıch DESAYT, versteht sıch allerdings als beabsichtigte
NermIn die Bischöte (allerdings nıcht ohne zugleich die Ge- Wırkung VO  —_ selbst. Ebenso selbstverständlich ist, dafß CS
meinden ZUuUr Hılte tür die Betroffenen autzufordern, aber den katholischen Führungsgremien dabei nıcht allein oder
auch ohne den Sınn un! die Grenzen solcher Stratmafß- 1n erster Linıe urz- oder mittelfristige Politik bzw
nahmen erörtern) die schärtste ‚„strafrechtliche‘‘ Wırkung aut Wähler un Parteien tun 1St Es geht
Waffe des Kırchenrechts, den Ausschluß derer, die sehr vıiel mehr die langfristige Beeinflussung des öffent-
eıne Abtreibung vornehmen, ıhr oder sıch ıhr lichen Bewußtseins. Dabe:i wiırd CS allerdings gzut se1n,
beteiligen, VO  _3 den Sakramenten (nach Can 2350 $ 1 des WenNnn keine talschen Erwartungen geweckt werden. iıne
GIC) alsche Erwartung ware Z Die WwWenn jemand meınte, die

Gesetze könnten iın absehbarer eıt verändert werden.
Ahnlich scharf, wWenn auch nıcht ausführlıich, wenden Seitens der Bischotskonferenz wurde Zur Stützung solcher
sıch beide Seıiten das Neue Ehescheidungsrecht. Erwartungen gelegentlich auf das Beispiel Amerıka VeIr-

Döpfner sah darın „eIn zweıtes, sehr ernstes Beispiel für wıesen, selt der „Freigabe“‘ der Abtreibung durch das
dıe Preisgabe unverzichtbarer Grundwerte‘‘. uch WEeNnNn Oberste Gericht eıne beachtenswerte Kampagne ZUur Fın-
durch das eue Scheidungsrecht ıne Reıihe VO Fın- bringung eiıner Verfassungsänderung in Gang 1St Gesetz-
zelfällen, VOT allem durch die jetzıge orm der Härteklau- geberisch erscheint eiıne solche Kampagne aber ebenso
sel, aNSCMECSSCHNCT gehörtwerden könnten, musse INan doch aussichtslos W1e€e das Öösterreichische Volksbegehren. Beide
feststellen, dafß seıner darüber hinausgreitenden gesell- vermöogen Parlamente nıcht (jedentalls noch nıcht) be-
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darauft autmerksam gemacht werden, dafß 1m Verlauf derCN. Sollte der deutsche Gesetzgeber och einmal durch
das Verfassungsgericht CZWUNSCH werden, das geltende SaNzZCH Debatte sowohl seıtens der Opposıtion wW1e seıtens
Gesetz andern, dann wiırd das wıederum NUur iıne AÄAn- der kırchlichen Sprecher der Unterschied zwischen Straf-

freiheit un! Rechtsanspruch auf Schwangerschaftsab-derung scharf der Grenze der Verfassung entlang se1in.
bruch nıcht hinlänglıch klargemacht wurde. Durch die

Dennoch sınd des Abbaus Wertbewußtsein sol- UÜbernahme der Kosten seıtens der gesetzlıchen Kranken-
che ampagnen VO  . Nutzen, Ja notwendig. Damıt S1€e ıhre versicherung, der 1M Bundesrat auch die Opposıtion
„erzieherische‘‘ Wırkung erreichen, mussen 1aber ohl zustiımmte, wurde der Jetzt kritisıerte alsche Eindruck
einıge Argumente Justiert werden. hıltt nıchts, 4aUus$S noch zusätzlıch verstärkt. Wıe sollte jemand nıcht
politischer Höflichkeit den grundlegenden Wertdissens als Rechtsanspruch empfinden, wofür die Krankenkasse
der Abtreibungsdebatte verdecken. Öfttentliche Erklä- ersatzpilichtig 1st? Wertordnungen können also auch
IuNnsch inner- un:! außerhalb des Parlaments, 7 B vo durch ‚„„‚flankierende“‘ Mafßlfnahmen umgedreht werden.
Werner Maihofer un: Herbert Wehner, haben ganz e1IN-
deut1g geze1gt, daß eıne polıtıische Grundströmung Schließlich och eiıne Anmerkung ZUur Kritik veränder-

ten Scheidungsrecht. Man wiırd och lange arüber debat-o1bt, die tür ine generelle Verordnung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Tau VOIL den Rechtsschutz des Kın- tıeren,; ob das NEUEC Gesetz 1Ur eine passable Lösung tür
des 1mM Mutterschofß eıntritt. Wer sıch dennoch einredet gescheiterte Ehen bietet oder der Zerrüttung VO  3 Ehen

Vorschub eıstet. Das Argument, da{fß jemand au eigenemoder sıch eingeredet hat oder sıch einreden Jaßt, alle oll-
ten den Rechtsschutz un: I11an streıte sıch 1Ur ber das Verschulden nıcht mıt Hıltfe des Gesetzes eiınen Vorteıl Eer-

VWıe, täuscht sıch oder andere über diesen Grunddıssens schleichen, also nıcht durch mutwillıge Zerstörung der
hinweg. Zum anderen: Es nutzt iın der Tat wen1g, VOTL allem Ehe in den Genuß der Scheidung (zu Lasten des Unschul-
dem Gesetzgeber Zerstörung der Rechts- un! Wertord- dıgen und Schwächeren) kommen soll,; 1STt nıcht widerleg-
NUNs vorzuwerten, wenn die ethische Basıs dieser VWert- bar ber WEn InNnan sıch einmal für den Vorrang des
ordnung in der Bevölkerung zerbröckelt. Insotern ist Hel- Zerrüttungs- VOT dem Verschuldungsprinzıp bzw für die
MuULE Schmidt recht geben, wenn CT die Kırche VOT dem Einführung des anstelle des letzteren entschieden
Ruf ach dem Staat als Wertgaranten durch (Gesetz hat, annn INnan selbst bei zeıtlich begrenzter Härteklausel
Nıcht Nur die Mahnungen VOoN Bischöfen, VO  - kırchlichen och VO  ; Zerstörung der Ehe durch das Recht sprechen?
Gremıien un:! Verbänden hätten größere Wiırkung ın der Ist eıne Ehe ach drei- bzw füntjährıiger Trennung nıcht

objektiv zerruttet” iıne sachliche Diskussion ber SınnBevölkerung, Wenn eın ausgepragteres Wertbewußtsein
vorhanden ware, die Opposıtion 1mM Deutschen Bundestag un! Grenzen des Zerrüttungsprinz1ps 1m Blick aut das
wurde den Kampf das geltende Abtreibungsgesetz Verständnis VO  } der Ehe als Lebensgemeinschaft dürfte tür

die Weiterentwicklung des Fherechts un! einen eventuell1ebend gEIN autnehmen, WeNnNn sS1€e dabe!: mıt FEınver-
ständnıiıs be] der Mehrkheıt der Bevölkerung rechnen spater tolgenden Zzweıten Reformgang hiltreicher se1ın als
könnte. plakatıve Kampfparolen WwW1e€ Fristenscheidung un:! Ver-
Man annn der Kirchenführung 1n dem Zusammenhang stoßungsehe.
nıcht einmal den Vorwurt ganz CEISDAICH, s1ie habe durch
einseıtigen Rekurs auf das (Gesetz iındirekt selbst die mıt Distanz den arteıenRecht kritisıerte Meınung gefördert, CS ame vornehmlıich
LLUTr aut das Gesetz all, und W a4as das Gesetz nıcht ausdrück-
iıch Strafe telle, könne auch sıttlich nıcht verwert- Ist in Fragen des Abtreibungsstrafrechts un! des Ehe-
ıch se1ın, einen ‚„‚Ehrenmann““ seinem Gewi1s- rechts die Gegenposıtion ZUr bisherigen Regierungspolitik
sCcCH anzutechten. Das jetzt veröffentlichte ‚„Pastorale einheitlich und unverändert scharf, annn 1114nl die e1l-
Wort‘“‘, das ın seıner Vortorm bereıts bei der Verabschie- gentlichen Wahlerklärungen — sowohl die Grundwert-
dung der Fristenregelung bereitstand, dann aber des Erklärung der Bischotskonterenz w1e die Wahlerklärung

erwartenden Urteils des Verfassungsgerichts 7zurück- des ZdK (vgl den VWortlaut ds Helit, 266 {f.) — weder —
gestellt wurde, hätte kirchlicher Wertordnung ach al- WI1€e gelegentlich geschehen als unterschiedslose Kampf-
lem Stärkung des GewiI1ssens un! erst 1n diesem aANSapc die bestehende Regierungskoalıtion noch als
Rahmen Rekurs auf das (Jesetz — den Anftang aller durchgängige Parteinahme für eine Parteı ertfen. Ange-

sprochen werden die Parteıen ınsgesamt, wobe!] iınsbeson-Kampagnen gestellt werden mussen. Jetzt entsteht tast der
Eindruck: ın der Kırche InNnan be] der Gewissensfor- dere 1mM ZdK-Papıer übrigens den Protest eines
MUNgG erst dann ganz energisch ein, wenn PCI (sesetz nıchts CDU-Abgeordneten 1mM Plenum deutlich gemacht wird,
mehr erreichen 1St dafß InNnan VO  - ‚„Parteıen und Politikern (letzteres ach der
Und och Wenn iINnan jetzt bedauert,; daß 4aUs dem Diskussion eingefügt), die sıch ausdrücklich dem christlı-
Verzicht auf Strate 1M Bereich undıvıdierbarer Fälle eın chen Anspruch verpiflichtet haben‘“‘, mehr Verständnıis für
‚Recht aut Schwangerschaftsabbruch“‘ abgeleitet wırd die eigenen Forderungen erwarte als VO  3 den anderen.
wobei Nan sıch mıiıt dem Gewissensschutz derer, die die Man annn solche Wendungen als Kritik, Dıistanzıerung
Mıtwirkung verweıgern, nur schwer abfindet oder diese un besonders CNSC Bındung zugleich erten Auft jeden

Fall War diesmal deutlicher als bel trüheren Wahlen dasSar ungesetzlıchen Verhaltens bezichtigt dann muß auch
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Bemühen erkennbar, den Parteiıen ınsgesamt mıt kriti- u.,. den Eindruck vermuittelt, als würde der Erziehungs-
schen Forderungen und Anregungen gegenüberzutreten. auftrag VO der Gesellschaft die Famlılie un: außer-
Unterschiede iın der Dıiıktion und Argumentatıon zwischen famıliäre Einriıchtungen übertragen, dafß also die Famiılie
dem Bischotfs- un! dem ZdK-Dokument sind dabe: nıcht gewissermaßen eın Ausführungsorgan der Gesellschaft

übersehen. Sıe rühren allerdings ıIn erster Linıe daher, sel. Das widerspreche ‚„‚tundamental‘‘ dem natürlichen El-
dafß beide auf verschiıedenen Ebenen angesiedelt sınd Er- ternrecht und 1Nsoweıt auch dem Grundgesetz, das El-
steres ist ZW ar auch 1im Blick aut die Wahl vertaßt, Adressat ternrecht ausdrücklich testhalte. Ebenso energisch wıder-
sınd aber weniger der Gesetzgeber un! die Parteıen dırekt, sıch das Papıer einem einseitigen Emanzıpationsver-
sondern Grundströmungen 1n der Bevölkerung, die TIräa- ständnıs der Frayu, das das eıl einselit1g NUur in deren
gCI der Wert- bzw Bewußtseinsveränderungen, un:! krı- Beruistätigkeit sıeht. Zu der verlangten Verbesserung des
tisıert werden in erster Linıe die Defizite Humanıtät Familienlastenausgleichs gehörten außer dem bereits gC-
un:! Soz1ialbewußtsein. Man wendet sıch radıkalısıe- Nannten die Verbesserung des Wohngeldes, die Eintüh-
rende Stımmungen, die Verschiebung VO  S Tre1l- Iung VO  - Familiengründungsdarlehen und die Dynamı-
heıitsrechten VO  3 Einzelnen auf den Staat Ziel 1St die Er- sıerung des Kındergeldes.
haltung des Verfassungsstaates 1ın seiınen rechts- un! Wesentlich umfangreicher un!| grundsätzlıcher gestaltet
sozıalstaatlichen Komponenten. Das ZdK-Dokument 1St das Papıer ber schulıische Erziehung. Zielpunkte des
zielt unmittelbarer auf die Wahlen und 1St dement- Papıers sind: die Überwindung der Unterbewertung des
sprechend stärker aut Tages- un:! Parteipolitik bezogen. Erzieherischen innerhalb einer einseıtig tunktional Ver-

Das Grundwort Freiheıit, das den SaNZCH Text kennzeich- standenen Unterrichtsorganisatıon, die Stärkung DON

net, verrat sıcher mehr als 11UT ıne verbale ähe den Grundwertüberzeugungen iınnerhalb des bestehenden und
Unionsparteien; dıe Einwände das Ehescheidungs- tfür uUuNseI«ec Gesellschatt selbstverständlichen „„Pluralısmus
recht werden och einmal 1ın wahlkämpferischer Zuspit- VO  _ Wertungen‘‘, eiıne pädagogısche Entkrampfung des
ZUN$ aufgegritffen, das iınzwischen schon tast VEISCSSCHNC Leistungsbegriffs. Mıt beiden Papıeren scheint das ZdK in
Kirchenpapier der FE.D wırd dieser vorgehalten. nsge- Z7wel für die nächste Zukunft wichtigen Bereichen der Po-
SAamıtL wird mMan können, das ZdK entwickle 1ın seıner lıtık zunächst TIrıtt gefaßt haben
Erklärung eın Freiheitsverständnis eigenständıger Prä-
SunNg, das sıch wenıgstens 1 der Kritik überschwenglich
verkündeter, aber obertlächlich begründeter Liberalität eues Bemuhen
VO Wahlkampfverkürzungen abhebt. internationale Beziehungen
Da WIr beide Dokumente anderer Stelle 1mM Wortlaut Aut eiınen etzten Punkt, der mıiıt der Vollversammlung des
wiedergeben, können WIr das weıtere Urteil dem Leser ZdK un:! den gleichzeitigen Außerungen der Bischotskon-
selbst überlassen. Dagegen 1st hıer noch auf die Zzwel wel- terenz zusammenhängt, aber mıiıt den bısher gENANNLECN

eingangs erwähnten Dokumente des ZdK, aut die Positionsklärungsversuchen der Vorwahlkamptzeıt gzut
Stellungnahme „ Zur gesellschaftlichen UN wirtschaftli- wW1e€e nıchts tun at, 1St ZU Schluß noch hinzuweılsen:
chen Sıtuation der Famuilie‘‘ und ‚ Zur erzieherischen Auf- Es 1St eın UunN sehr vıel starkeres Bemühen ınter-
gabe der Schule“‘ einzugehen. (Den Worrtlaut der beiden nationale Kontakte UN Beziehungen ım ınternationa-
Erklärungen hoffen WIr 1m nächsten eft nachreichen len Bereich testzustellen. Das Zentralkomitee hat INZWI1-
können.) Nıcht wohlgesonnene Kritiker werden auch beı schen eın eıgenes Reterat für übernationale Fragen und
diesen Dokumenten dem ZdK den Vorwurft machen, CS Beziehungen geschaftfen, die Sekretariate der Bischots-
betreıbe Wahlbeeinflussung 1mM Sınne einer bestimmten konterenzen sınd daran, ıhre Kontakte aut europäischer
Parteıi: cs seıen Nur unj:onstreundliche Begleitpapiere Zur Ebene verdichten. Die Delegiertenversammlung der
Wahlerklärung. Die innere Verwandtschaftt mıt Unions- Arbeitsgemeinschaft katholischer Verbände 1mM September
Programmen 1st nıcht leugnen. Dabe:i fällt 1mM prakti- wird einen Großteil ıhrer Diskussion der europäischen
schen Teıl des Famıilienpapiers auf, daß gerade solche usammenarbeıt wıdmen. Dıie Gründe datür sınd vielfäl-
Postulate (Erziehungsgeld, selbständige Sıcherung der t1g un! aum unpolitisch. Dabei dürtfte der Jetzt in der
Hausfrau) als Forderung die nachste Legislaturperiode Bundesrepublıik vırulent werdende Eindruck ach Jahren
aufgenommen wurden, die ZW ar VO  e} den Unionsparteıen wohlhabender Selbstgenügsamkeit, international wenlll

vertreten werden, aber au$S deren gemeinsamer Wahlplatt- nıcht isolıert, doch ungelıebt se1ın, Nur eın Neben-
form elimınıert worden oder dort NUur sehr andeutungs- grund datür se1ın, auch 1mM kirchlichen Bereich, 1mM Be-
weılse enthalten sind Beide Papiıere haben aber vie] reich der internationalen Beziehungen mehr Inıtiatıve
grundsätzliches un:! politisch-aktuelles Gewicht, da{fß S1€e entwickeln.
unabhängıg VO  $ Parteipräferenzen bestehen können.
Ziel des Familienpapiers 1St C die Erziehungs- und SOo- Der Hauptgrund der Aufmerksamkeit tfür den 1N-
zialisationsfunktion der Familie stärken, den 'AML- ternationalen Bereıich, VOT allem für mehr Zusammenar-
lienlastenausgleich verbessern. Unter wendet sıch beıt 1ın Europa, 1sSt ohl das Anwachsen marxiıstischer,
das Papıer VOT allem eıne Aussage des Zweıten Fa- kommunistischer und radıkal-sozialistischer Strömungen
milienberichts der Bundesregierung VO vorıgen Jahr, die in den westlic.hen Ländgrn, die da und dort auch ın die
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Kirchen selbst hineinreichen. Das Bıld eıines marxistischen Anspielung auf die Bemühungen politischer Parteıen
oder eın technokratisch geführten EKuropa erscheint europäısche Zusammenschlüsse bzw Organisationsfor-
ebenso Horizont w1e€e die Zuspitzung VO  — Rassenkon- Inen orderte die Katholiken auf,; endlich „Strukturen“‘
lıkten un! die Ausbreitung radikaler Regiıme und kır- schaffen, die geeignet sınd, ıhren gesellschattspoliti-
chenteindlicher Dıiıktaturen in der Drıtten Welt Die fort- schen Beitrag tür Europa einzubringen. Es musse sıch auf
dauernde Verunsicherung 1n den Kırchen selbst LUut eın europäıscher Fbene jetzt „„eIn ähnlıicher Prozefß vollzie-
übriges. en,; wWI1e WIr ıh: A4US der Geschichte des deutschen Katho-
Der Zeıtpunkt der Godesberger Versammlung Walr gun- lızısmus, aber auch Aus$ der katholischen Laienbewegung
st1g. Kardınal Döpfner War erst wenıge Tage vorher mıt anderer Länder seıt der Mıtte des VEISANSCHNCH Jahrhun-
trıschen Eindrücken VO  - einer dreiwöchigen Reıise ın MI1t- erts kennen“‘. Zugleich ermunterte CT die Bischotskonte-
tel- un! südafrıkanische Länder zurückgekehrt. Es W alr fenzen eıiner Intensivierung iıhrer usammenarbeıt.
eshalb kein Wunder, daß eiınen großen Teil seiner ede Vogel schienen aut europäıscher Ebene in erster Li-
VOT dem ZdK seıner Atfriıkareise un! dem ‚„‚Diıenst ın der N1ı€e ‚„‚Kontakte den Strukturen“‘ vorzuschweben. Es
Weltkirche‘‘ wıdmete. Standen aber die Ausführungen des Iragt sich, ob der Kontakt ber gemeiınsam entstehende
Kardınals iın diesem Teıl seıiner Rede, VO  e eıner kurzen Eu- Themen nıcht der richtigere un! erfolgreichere Weg ware
ropa-Passage abgesehen, ganz 1m Zeichen der Kooperatıon als die Schaffung europäıscher Superstrukturen. Dafß die
mıt den Kıirchen der Dritten Welt, hatte sıch Mınıster usammenarbeiıt VOTI allem in gesellschattspolitischen,
Vogel ın seinem „Bericht ZUuUr Lag  C« w1e schon aut der aber auch ın den kirchlichen Fragen verstärkt werden mufß,
Herbstvollversammlung 1975 nochmals sehr nachdrück- darüber estand allseits Eıinigkeıit. Döpfner pflichtete bei:
liıch der europdischen Zusammenarbeit zugewandt. Unter ‚„Die elıt drängt.“ Seeber

Vorgänge

Italien: Christen fur den KommuniIsmus
WEe1 Monate lang blickte die europa- Glaubwürdigkeıt wiırbt, aber Befürch- Fast eın polıtischesiısche Öffentlichkeit, jedentalls sOwelılt tungen VOL einem Umschlag 1Ns Tota- Kuriosum
nıcht mıiıt Kommunıisten oder mıt liıtäre nıcht Zerstreuen vermag, un
Volkstronten sympathiısıerend, mıt daß dieselben Italiıener als SC- Eın tür nordeuropäische Verhältnisse

pragte ‚„ Tradıtionalısten“‘ ıhren Par-sehr viel mehr Sorge als mıt Erwartung eher merkwürdiger Vorgang, ber den
auf Italien. Der Wähler hatte 65 iın der telen jeweıls 1ın erstaunlicher Konti- WIr Dereılts 1im etzten eft urz be-
Hand, die Kommunıisten weıt nuıltät die Treue halten. Dıies gilt aller- richtet haben wer ıh 1Ur VO  3 -
stärken un: die führende christlich- Rerhalb betrachtet, wırd ıhn tast alsdings 1esmal NUur für die D die ıhre
demokratische Parteı weıt Posıtion VO  - 97) mıt 38,7 Prozent politisches Kur:osum einstuten hat
schwächen, dafß letztere auf Dauer wiıieder zurückgewınnen konnte. Dıie ımmerhın einem Dauerergebnıis DG

KPI machte mıt 34,4 Prozent nochmal hrt Denn das halbe Dutzend katho-einer Magorıisierung durch Kommunıi-
sSten und Linkssozialisten nıcht hätten einen beträchtlichen Sprung ach ıscher Kandıdaten, die als Unabhän-
entgehen können. Manche haben VvOorINne, un! die kleinen Parteıen mıt g198 auf der ıste der Kommunuaısten
eıne absolute Mehrkheıt VON Kommu- Ausnahme der Republiıkaner wurden kandidiert hatten, wırd künftig 1m FrO-
nısten und Sozıalisten erwartet Beıides tast halbiert. Damıt bleiben die Sorgen mischen Senat bzw 1in der Abgeord-
1st nıcht eingetroffen. Dıie Italiener ha- die Regierbarkeit des Landes: Und netenkammer sıtzen. Obwohl fast alle
ben ach einem Wahlkampft, der NOL- 605 bleiben auch die Zweiltel, ob dieD Parteıen nNeUeE Öffnungen bemuüuht
gedrungen und ZU Teıl den CI- Jetzt och einmal stärker in Verant- und deshalb Unabhängige fa-
klärten un! wirklichen Wıllen der wortung NOMMCN, die Kräfte un! vorısiıerten —_ PC'I un! stellten
polıtischen Führer einem Wahl- die Partner für die politische Sanıerung beide ELW bıs 10 Prozent nab-
kampf der Konfrontation wurde, des Landes tindet. ber die ngst VOTLr hängige auf hatten gerade diese Kan-
zweıerle] bestätigt: dafß sS$1e sıch 1M eınem kommunistisch regıerten oder dıdaturen aut der kommunistischen
Zweiıtel doch für eın mıiıttleres Chaos 1n entscheidend miıtregierten Miıttelmeer- Liste Autsehen erregt, übrigens iın Ita-
Freıiheit anNsSTLatt tür eiıne Parteı ent- mıt allen innen- un! außenpoli- lien selbst beträchtlich mehr als die des
scheiden, die ZWaar demokratische tischen Folgen 1St fürs gebannt. Europakommıissars Altıero Spinelli.
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